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 ZENTRALE ERLEDIGT 
 

  

 

Vorlage 
 

114 
 

2019 
 

          Zum Beschluss 
           
          Öffentlich 

TOP:  Beschlüsse der Gesellschafterin der Stadtwerke Clausthal-Zellerfeld GmbH 
zur Gesellschafterversammlung am 23.09.2019 

Kosten €:       Hsh.-Stelle:         Hshjahr:       
Produktkosten €:       
Mittel stehen   

 Beratungsergebnis:  
Beratungs- 

folge 
Sitzungs-
termin 

TOP einst. ja nein Enth.  Sachbearbeiter/in  

 FWD 17.09.2019         
 VA 19.09.2019       Aktenzeichen 20.44.02.1 
 Rat CLZ 23.09.2019       Datum 03.09.2019 
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            X       

Protokoll-
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Gemäß § 11 Abs. 1 des Gesellschaftsvertrages der Stadtwerke Clausthal-Zellerfeld GmbH wird die 
Berg- und Universitätsstadt Clausthal-Zellerfeld in der Gesellschafterversammlung durch den Rat 
der Berg- und Universitätsstadt vertreten.  
 
Entsprechend § 11 Abs. 2 des vorbezeichneten Gesellschaftsvertrages lädt die Geschäftsführung mit 
Schreiben vom 02.09.2019 zur nächsten Gesellschafterversammlung, im Anschluss an die Sitzung 
des Rates der Berg- und Universitätsstadt Clausthal-Zellerfeld, am Montag, den 23. September 
2019 ein.  
 
Das Einladungsschreiben ist dieser Vorlage beigefügt.  
 
Beschlüsse:  
 

1. Der Geschäftsführung der Stadtwerke Clausthal-Zellerfeld GmbH wird für das Geschäftsjahr 
2018 Entlastung erteilt.  

 
2. Der Beschluss über die Abstimmung der Entlastung der Aufsichtsratsmitglieder soll einzeln 

erfolgen.  
 

3. Den Mitgliedern des Aufsichtsrates der Stadtwerke Clausthal-Zellerfeld GmbH wird für das 
Geschäftsjahr 2018 wie folgt Entlastung erteilt:  
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 Entlastung Keine  
Entlastung Enthaltung 

- Britta Schweigel    
- Walter Lampe    
- Udo Künstel    
- Christine Willner    
- Arno Schmidt für Christine Willner    
- Dr. Leopold von Gerstenbergk-Helldorff    
- Eckhard Bruns    
- Helmut Leunig    
- Boris Peinemann    
- Katrin Torman    
- Antje Löwe    
- Dirk Bartram    

 
 3. Die Gesellschafterversammlung beschließt, der Empfehlung des Aufsichtsrates und der Ge-

schäftsführung zu folgen und den Jahresüberschuss 2018 wie folgt zu verwenden:  
 
Ausschüttung an die Gesellschafterin 182.000,00 € 
Einstellung in die Gewinnrücklage 7.961,49 € 

 
Tag der Auszahlung: 10. Dezember 2019 

 
 
Begründung:  
 
Zu 1. 

Gemäß § 12 (b) des Gesellschaftsvertrages der Stadtwerke Clausthal-Zellerfeld GmbH, in der 
Fassung vom 17.12.2015, befindet die Gesellschafterversammlung über die Entlastung der 
Geschäftsführung.  
 
Der Aufsichtsrat ist durch die Geschäftsführung regelmäßig schriftlich und mündlich über die 
Entwicklung der Gesellschaft und auftretende Probleme unterrichtet worden.  
 
Der Jahresabschluss ist mit dem uneingeschränkten Bestätigungsvermerk versehen worden.  
 
Der Aufsichtsrat hat in seiner Sitzung am 23. August 2019 den Jahresabschluss der Stadtwerke 
Clausthal-Zellerfeld GmbH gebilligt und festgestellt.  

 
Zu 2.  

Gemäß § 120 Abs. 1 Satz 2 Aktiengesetz in Verbindung mit § 47 Gesetz betreffend die Ge-
sellschaften mit beschränkter Haftung (GmbHG) ist über die Entlastung eines einzelnen Mit-
gliedes gesondert abzustimmen, wenn die Hauptversammlung es beschließt oder eine Min-
derheit es verlangt, deren Anteile zusammen den zehnten Teil des Grundkapitals oder den 
anteiligen Betrag von einer Million Euro erreichen.  
 
Mit der Einzelentlastung der Aufsichtsratsmitglieder soll den einzelnen Organmitgliedern und 
nicht dem Gremium Entlastung erteilt werden. Daher schlägt die Verwaltung hier erstmals 
die Einzelentlastung vor.  
 

Zu 3. 
Gemäß § 12 (b) des Gesellschaftsvertrages der Stadtwerke Clausthal-Zellerfeld GmbH, in der 
Fassung vom 17.12.2015, befindet die Gesellschafterversammlung über die Entlastung des 
Aufsichtsrates.  
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Er hat die ihm nach Gesetz, Gesellschaftsvertrag und Geschäftsordnung obliegenden Be-
schlüsse gefasst und die ordnungsgemäße Durchführung durch die Geschäftsführung über-
wacht.  
 
Im Geschäftsjahr 2018 fanden drei Aufsichtsratssitzungen statt.  
 

 
Zu 4.  

Der Aufsichtsrat hat in seiner Sitzung am 23. August 2019 den Jahresabschluss 2018 gebilligt. 
Damit ist der Jahresabschluss 2018 der Stadtwerke Clausthal-Zellerfeld GmbH festgestellt.  
 
Er hat in Übereinstimmung mit der Geschäftsführung die o.g. Verwendung des Bilanzgewinns 
empfohlen.  
 
Gemäß § 12 (a) des Gesellschaftsvertrages in der Fassung vom 17.12.2015 unterliegt die 
Beschlussfassung über die Verwendung des Jahresüberschusses der Gesellschafterversamm-
lung.  
 
Vor der Ausschüttung an die Gesellschafterin sind von den 182.000 € noch Kapitalertrag-
steuer in Höhe von 15 % = 27.300 € und hierauf Solidaritätszuschlag in Höhe von 5,5 % = 
1.501,50 € an das Finanzamt zu entrichten.  
Da das Finanzamt bei der Kapitalertragssteuer nur volle Euro (ohne Cent) abbucht, beträgt 
der Ertrag bei der Berg- und Universitätsstadt Clausthal-Zellerfeld 153.199,00 €.  
 
In den vorangegangenen Haushaltsjahren betrug die Gewinnausschüttung immer (wie im Zu-
kunftsvertrag festgelegt) ca. 235.000 €. Der Geschäftsführer teilte bereits in einer Gewinn-
warnung am 12. September 2018 mit, dass der Gewinn um voraussichtlich 35% einbrechen 
wird. Als Gründe nannte er unter anderem den erhöhten Aufwand im Bereich der Trinkwas-
sergewinnung aufgrund des trockenen Sommers, den niedrigen Gasabsatz aufgrund der er-
höhten Außentemperaturen, hohe Bautätigkeiten im Bereich Straßenbau und Telekommuni-
kation. Im Haushalt 2019 konnte der Haushaltsansatz aufgrund der frühen Warnung bereits 
angepasst werden. Die zu beschließende Gewinnausschüttung entspricht damit dem im Haus-
halt vorgesehenen Ertrag.  

 
 
 
Gemäß § 138 Abs. 1 Satz 2 Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG) sind die Ver-
treterinnen und Vertreter der Kommune in der Gesellschafterversammlung von Eigengesellschaften 
an denen die Kommune beteiligt ist, an die Beschlüsse des Rates und des Verwaltungsausschusses 
gebunden. 
 
Gemäß Kommentar zu § 47 GmbHG Rn. 20 muss der Gesellschafter bei mehreren Geschäftsanteilen 
für die gesamte Beteiligung in der Gesellschafterversammlung grundsätzlich einheitlich abstim-
men. Unterschiedliche Stimmenabgabe ist ihm nur gestattet, wenn er ein schutzwürdiges Interesse 
hat, wie etwa im Fall einer Stimmbindung oder beim Bestehen von Interessenwahrungspflichten 
gegenüber einem Treugeber, Pfandgläubiger oder Nießbraucher. Indessen ist die Einheitlichkeit 
streng zu wahren. 
 
Das bedeutet, dass in der Gesellschafterversammlung keine Stimmenspaltung des einzelnen Gesell-
schafters erfolgen darf. Der Anteil der Stimmen für die Berg- und Universitätsstadt Clausthal-Zel-
lerfeld darf dementsprechend nur einheitlich Ja oder Nein (wie im Weisungsbeschluss vom Rat vor-
gegeben) lauten. 


















